
 
Der Landtag von Niederösterreich hat am 5. Oktober 2006 in Ausführung des 

Auskunftspflicht-Grundsatzgesetzes, BGBl.Nr. 286/1987 in der Fassung BGBl. I Nr. 

158/1998, beschlossen: 

 

Änderung des NÖ Auskunftsgesetzes 

 

Artikel I 

 

Das NÖ Auskunftsgesetz, LGBl. 0020, wird wie folgt geändert: 

 

1. Dem § 1 wird folgendes Inhaltsverzeichnis vorangestellt: 

„Inhaltsverzeichnis: 

§ 1  Inhalt 

Abschnitt 1  Allgemeines Auskunftsrecht 

§ 2  Recht auf Auskunft 

§ 3  Verlangen um Auskunft 

§ 4  Erteilung der Auskunft 

§ 5  Einschränkungen des Auskunftsrechtes 

§ 6  Verweigerung der Auskunft durch Bescheid 

Abschnitt 2 Umweltinformation 

§ 7   Ziel, Anwendungsbereich 

§ 8   Umweltinformationen 

§ 9   Informationspflichtige Stellen 

§ 10  Freier Zugang zu Umweltinformationen 

§ 11  Mitteilungspflicht 

§ 12  Mitteilungsschranken und Verweigerungsgründe 

§ 13  Rechtsschutz 

§ 14  Veröffentlichung von Umweltinformationen 

§ 15   Übermittlungspflicht 

§ 16  Abgabenbefreiung 

Abschnitt 3 Weiterverwendung von Dokumenten öffentlicher Stellen  

§ 17   Ziel 



- 2 - 

§ 18  Gegenstand und Anwendungsbereich 

§ 19  Begriffsbestimmungen 

§ 20  Allgemeiner Grundsatz 

§ 21  Begehren auf Weiterverwendung  

§ 22   Verfügbare Formate 

§ 23  Entgelte 

§ 24  Lizenzen 

§ 25  Transparenz  

§ 26  Nichtdiskriminierung 

§ 27  Verbot von Ausschließlichkeitsvereinbarungen 

§ 28  Verweigerung der Weiterverwendung durch Bescheid 

§ 29  Feststellung mit Bescheid (Lizenzen) 

§ 30  Rechtsschutz 

Abschnitt 4 Gemeinsame Bestimmungen 

§ 31  Geschlechtsneutrale Bezeichnungen 

§ 32  Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

§ 33  Umgesetzte EG-Richtlinien 

§ 34  Inkrafttreten“ 

 

 

2. § 6 entfällt. 

3. Die §§ 1 bis 5 erhalten die Bezeichnung §§ 2 bis 6. § 1 (neu) lautet: 

 

„§ 1 
Inhalt 

 

Dieses Gesetz regelt 

1. das Recht auf Auskunft von Verwaltungsorganen (Abschnitt 1) 

2. das Recht auf freien Zugang zu Umweltinformationen und die Information der Öffent-

lichkeit über die Umwelt (Abschnitt 2) 

3. die Weiterverwendung von Dokumenten öffentlicher Stellen (Abschnitt 3).“ 
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4. Dem § 2 (neu) wird folgende Abschnittsbezeichnung vorangestellt: 

„Abschnitt 1 
Allgemeines Auskunftsrecht“ 

5. Im § 2 (neu) lautet der Abs 2: 

„(2) Dieser Abschnitt gilt nicht, insoweit eine Auskunft aufgrund anderer Rechtsvorschriften 

oder nach Abschnitt 2 verlangt werden kann.“ 

 

6. Die §§ 7 bis 10 erhalten die Bezeichnung §§ 31 bis 34. 

 

7. Nach § 6 (neu) werden folgende Abschnitte 2 und 3 eingefügt: 

 

„Abschnitt 2 
Umweltinformation 

§ 7 
Ziel, Anwendungsbereich 

 

(1) Ziel dieses Abschnittes ist die Information der Öffentlichkeit über die Umwelt, insbe-

sondere durch 

1. Gewährleistung des Rechts auf Zugang zu Umweltinformationen, die bei den infor-

mationspflichtigen Stellen vorhanden sind oder für sie bereitgehalten werden; 

2. Förderung der systematischen und umfassenden Verfügbarkeit und Verbreitung von 

Umweltinformationen. 

(2) Dieser Abschnitt gilt für Umweltinformationen in Angelegenheiten, die in Gesetzgebung 

Landessache sind.  

 

§ 8 
Umweltinformationen 

 

Umweltinformationen sind sämtliche Informationen in schriftlicher, visueller, akustischer, 

elektronischer oder sonstiger materieller Form über  

1. den Zustand von Umweltbestandteilen wie Luft und Atmosphäre, Wasser, Boden, 

Landschaft und natürliche Lebensräume einschließlich Berg- und Feuchtgebiete, die 

Artenvielfalt und ihre Bestandteile, einschließlich genetisch veränderter Organismen, 

sowie die Wechselwirkungen zwischen diesen Bestandteilen; 
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2. Faktoren wie Stoffe, Energie, Lärm und Strahlung oder Abfall einschließlich radioaktiven 

Abfalls, Emissionen, Ableitungen oder sonstiges Freisetzen von Stoffen oder 

Organismen in die Umwelt, die sich auf die in Z. 1 genannten Umweltbestandteile aus-

wirken oder wahrscheinlich auswirken; 

3. Maßnahmen, wie Gesetze, Pläne und Programme, Verwaltungsakte, Vereinbarungen 

und Tätigkeiten, die sich auf die in den Z. 1 und 2 genannten Umweltbestandteile und -

faktoren auswirken oder wahrscheinlich auswirken, sowie Maßnahmen oder Tätigkeiten 

zu deren Schutz; 

4. Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts; 

5. Kosten/Nutzen-Analysen und sonstige wirtschaftliche Analysen und Annahmen, die im 

Rahmen der in Z. 3 genannten Maßnahmen und Tätigkeiten verwendet werden; 

6. den Zustand der menschlichen Gesundheit und Sicherheit und, soweit für die mensch-

liche Gesundheit und Sicherheit von Bedeutung, über die Kontamination der Lebens-

mittelkette, über die Bedingungen für menschliches Leben sowie Kulturstätten und 

Bauwerke, wenn sie von Umweltbestandteilen nach Z. 1 oder – durch diese Bestandteile 

– von Faktoren, Maßnahmen oder Tätigkeiten nach Z. 2 und 3 betroffen sind oder sein 

könnten. 

 

§ 9 
Informationspflichtige Stellen 

 

(1) Informationspflichtige Stellen im Sinne dieses Gesetzes sind  

1. Verwaltungsbehörden und unter deren sachlicher Aufsicht stehende sonstige 

Organe, die landesgesetzlich geregelte Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 

wahrnehmen, einschließlich diesen zur Verfügung stehende gesetzlich eingerichtete 

Beratungsorgane; 

2. Organe des Landes, der Gemeinden und der Gemeindeverbände, soweit sie Pri-

vatwirtschaftsverwaltung besorgen;  

3. natürliche oder juristische Personen privaten Rechts, die unter der Kontrolle einer in 

Z. 1 oder 2 genannten Stelle im Zusammenhang mit der Umwelt öffentliche Aufgaben 

ausüben oder öffentliche Dienstleistungen erbringen. 

(2) Kontrolle im Sinne des Abs. 1 Z. 3 liegt vor, wenn 
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1. die natürliche oder juristische Person privaten Rechts bei Ausübung öffentlicher 

Aufgaben oder bei Erbringung öffentlicher Dienstleistungen der Aufsicht einer in Abs. 

1 Z. 1 oder 2 genannten Stelle unterliegt oder 

2. eine in Abs. 1 Z. 1 oder 2 genannte Stelle aufgrund von Eigentum, finanzieller Be-

teiligung oder der für die juristische Person einschlägigen Vorschriften unmittelbar 

oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss ausüben kann.  

(3) Die Ausübung eines beherrschenden Einflusses wird vermutet, wenn eine in Abs. 1 Z. 1 

oder 2 genannte Stelle unmittelbar oder mittelbar 

1. die Mehrheit des gezeichneten Kapitals besitzt oder 

2. über die Mehrheit der mit den Anteilen verbundenen Stimmrechte verfügt oder  

3. mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans 

bestellen kann. 

 

§ 10 
Freier Zugang zu Umweltinformationen 

 

(1) Jeder hat das Recht auf freien Zugang zu Umweltinformationen, die bei den informa-

tionspflichtigen Stellen vorhanden sind oder für sie bereitgehalten werden, ohne Nach-

weis eines Rechtsanspruches oder eines rechtlichen Interesses. Die Mitteilung von 

Umweltinformationen darf nur dann unterbleiben, wenn es in diesem Abschnitt vorge-

sehen ist. 

(2) Umweltinformationen sind vorhanden, wenn sie sich im Besitz der informationspflichtigen 

Stelle befinden und von ihr erstellt wurden oder bei ihr eingegangen sind.  

(3) Umweltinformationen werden bereitgehalten, wenn eine natürliche oder juristische Per-

son, die selbst nicht informationspflichtige Stelle ist, Umweltinformationen für eine 

informationspflichtige Stelle aufbewahrt und diese Stelle darauf einen Übermittlungs-

anspruch hat. 

(4) Dem freien Zugang unterliegen jedenfalls Informationen über 

1. den Zustand von Umweltbestandteilen wie Wasser, Luft und Atmosphäre, Boden, die 

Artenvielfalt und ihre Bestandteile, einschließlich genetisch veränderter Organismen 

und natürliche Lebensräume, sowie die Wechselwirkungen zwischen diesen 

Bestandteilen; 
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2.  die Lärmbelastung oder Belastung durch Strahlen einschließlich der Strahlen, die 

durch radioaktiven Abfall verursacht sind; 

3. Emissionen gemäß § 8 Z. 2 in die Umwelt in zeitlich aggregierter oder statistisch 

dargestellter Form; 

4. eine Überschreitung von Emissionsgrenzwerten; 

5. den Verbrauch der natürlichen Ressourcen Wasser, Luft oder Boden in zeitlich 

aggregierter oder statistisch dargestellter Form. 

 

§ 11 
Mitteilungspflicht 

 

(1) Das Begehren auf Mitteilung von Umweltinformationen kann schriftlich oder, soweit es 

der Natur der Sache nach tunlich erscheint, mündlich gestellt werden. Dies kann in jeder 

technischen Form geschehen, die die informationspflichtige Stelle zu empfangen in der 

Lage ist. Wenn aus einem Begehren der Inhalt oder der Umfang der gewünschten 

Mitteilung nicht ausreichend klar hervorgeht, dann ist der informationssuchenden Person 

binnen eines Monats eine schriftliche Präzisierung des Begehrens innerhalb einer 

angemessenen Frist aufzutragen. Die informationssuchende Person ist dabei zu 

unterstützen. 

(2) Wenn die begehrten Umweltinformationen bei einer informationspflichtigen Stelle nicht 

vorhanden sind oder nicht für sie bereitgehalten werden, ist das Begehren möglichst 

rasch an jene bekannte informationspflichtige Stelle weiterzuleiten, bei der die Umwelt-

informationen vorhanden sind oder für die sie bereitgehalten werden. Die informations-

suchende Person ist davon zu verständigen. Sie kann auch an diese informations-

pflichtige Stelle verwiesen werden, wenn das sachlich geboten ist oder im Interesse der 

informationssuchenden Person liegt. 

(3) Die informationspflichtige Stelle hat Umweltinformationen in möglichst aktueller, exakter, 

vergleichbarer und allgemein verständlicher Form mitzuteilen. Auf Antrag teilt die 

informationspflichtige Stelle bei Umweltinformationen gemäß § 8 Z. 2 auch mit, wo – 

sofern verfügbar – Informationen über die zur Erhebung der Informationen angewandten 

Messverfahren, einschließlich der Verfahren zur Analyse, Probenahme und Vorbe-

handlung der Proben, gefunden werden können, oder sie weist auf ein angewandtes 

standardisiertes Verfahren hin. 
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(4) Die Mitteilung ist in der begehrten Form oder im begehrten Format zu erteilen. Die Mit-

teilung kann in einer anderen Form oder in einem anderen Format erfolgen, wenn das 

zweckmäßig ist. Dabei hat die informationspflichtige Stelle entsprechend ihren techni-

schen Möglichkeiten eine elektronische Datenübermittlung zu bevorzugen. Insbesondere 

kann die informationssuchende Person auf öffentlich verfügbare Informationen 

verwiesen werden (§ 14), die in einer anderen leicht zugänglichen Form oder in einem 

anderen leicht zugänglichen Format vorliegen. Die Gründe für die Wahl eines anderen 

Formates oder einer anderen Form sind der informationssuchenden Person so bald wie 

möglich, spätestens jedoch innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags bei der 

informationspflichtigen Stelle mitzuteilen.  

(5) Der Zugang zu öffentlichen Verzeichnissen oder Listen und die Einsichtnahme in die 

beantragten Umweltinformationen an Ort und Stelle sind unentgeltlich. Für die Bereit-

stellung von Umweltinformationen kann die informationspflichtige Stelle einen ange-

messenen Kostenersatz festlegen. Der Kostenersatz hat sich an den durchschnittlichen 

Kosten zu orientieren, die durch die Bereitstellung im Einzelfall entstehen. Eine 

Vorauszahlung kann verlangt werden. Die Kostenersatzregelung ist von der informa-

tionspflichtigen Stelle ortsüblich bekannt zu machen.  

(6) Die begehrte Umweltinformation ist der informationssuchenden Person ohne unnötigen 

Aufschub, spätestens aber innerhalb eines Monats ab Einlangen des Begehrens 

mitzuteilen. Dabei sind Termine zu berücksichtigen, die von der informationssuchenden 

Person angegeben worden sind. Wenn diese Frist aufgrund des Umfanges oder der 

Komplexität der begehrten Information nicht eingehalten werden kann, kann sie auf bis 

zu zwei Monaten verlängert werden. In diesem Fall ist die informationssuchende Person 

von der Verlängerung der Frist unter Angabe von Gründen so bald wie möglich, 

spätestens jedoch vor Ablauf der einmonatigen Frist zu verständigen. 

(7) Wenn einem Begehren nicht entsprochen wird, dann ist die informationssuchende 

Person innerhalb der Fristen gemäß Abs. 6 davon zu verständigen. Die Verständigung 

ist zu begründen. Sie hat einen Hinweis zu enthalten, dass die Erlassung eines Be-

scheides beantragt werden kann. Die Verständigung hat schriftlich zu erfolgen, wenn 

das Begehren schriftlich gestellt worden ist. 

 

§ 12 
Mitteilungsschranken und Verweigerungsgründe 
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(1) Die Mitteilung von Umweltinformationen darf verweigert werden, wenn das Informa-

tionsbegehren 

1. sich auf die Übermittlung interner Mitteilungen bezieht;  

2. offenbar mutwillig gestellt wurde; 

3. zu allgemein geblieben ist; 

4. Material, das gerade vervollständigt wird, noch nicht abgeschlossene Schriftstücke 

oder noch nicht aufbereitete Daten betrifft; in diesem Fall benennt die informations-

pflichtige Stelle jene Stelle, die das Material vorbereitet, sowie den voraussichtlichen 

Zeitpunkt der Fertigstellung. 

Die Bereitstellung von Umweltinformationen darf weiters verweigert werden, wenn ein 

allfälliger Kostenersatz nach § 11 Abs. 5 nicht geleistet wird.  

(2) Die Mitteilung von Umweltinformationen muss verweigert werden, wenn es sich um 

andere als im § 10 Abs. 4 genannte Umweltinformationen handelt und ihre Bekanntgabe 

negative Auswirkungen hätte auf:  

1. die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder die umfassende Landesver-

teidigung; 

2. den Schutz von Umweltbereichen, auf die sich die Informationen beziehen; 

3. die Vertraulichkeit personenbezogener Daten, sofern ein schutzwürdiges Interesse 

an der Geheimhaltung im Sinne des Datenschutzgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 165/ 

1999 i.d.F BGBl. I Nr. 13/2005, oder des NÖ Datenschutzgesetzes, LGBl. 0901, 

besteht;  

4. Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, an deren Geheimhaltung ein schutzwürdiges 

Interesse besteht; 

5. Rechte an geistigem Eigentum; 

6. die Vertraulichkeit der Beratungen von informationspflichtigen Stellen, sofern eine 

derartige Vertraulichkeit gesetzlich vorgesehen ist; 

7. laufende Gerichtsverfahren, die Möglichkeit einer Person, ein faires Verfahren zu 

erhalten, oder die Möglichkeiten einer Behörde, Untersuchungen strafrechtlicher oder 

disziplinarrechtlicher Art durchzuführen. 

(3) Das Interesse einer Partei an der Geheimhaltung von Geschäfts- oder Betriebsge-

heimnissen ist nur schutzwürdig, wenn durch die Veröffentlichung von Umweltinforma-

tionen ein Geschäfts- und Betriebsgeheimnis unmittelbar oder mittelbar durch die 

Möglichkeit von Rückschlüssen offengelegt werden kann und dadurch ein nicht nur 
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geringfügiger wirtschaftlicher Nachteil des Inhabers des Geschäfts- und Betriebsge-

heimnisses eintreten kann. Besteht dieser wirtschaftliche Nachteil bloß aufgrund einer 

Minderung des Ansehens der Partei in der Öffentlichkeit infolge des Bekanntwerdens 

umweltbelastender Tätigkeiten, so besteht kein schutzwürdiges Interesse an der Ge-

heimhaltung. 

(4) Die in den Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungsschranken und Ablehnungsgründe sind eng 

auszulegen, wobei im Einzelfall das öffentliche Interesse an der Mitteilung der 

Umweltinformationen zu berücksichtigen ist. In jedem Einzelfall ist das öffentliche Inte-

resse an der Mitteilung gegen das Interesse an der Verweigerung der Mitteilung abzu-

wägen. Ein öffentliches Interesse an der Mitteilung kann insbesondere im Schutz fol-

gender Rechtsgüter liegen:  

1. Schutz der Gesundheit;  

2. Schutz vor nachhaltigen oder schwerwiegenden Umweltbelastungen;  

3. Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. 

 

§ 13 
Rechtsschutz 

 

(1) Wenn die begehrten Umweltinformationen nicht oder nicht im begehrten Umfang mit-

geteilt werden, so ist auf Antrag der informationssuchenden Person ein Bescheid zu 

erlassen. Zuständig zur Erlassung des Bescheides ist die informationspflichtige Stelle, 

wenn sie auch sonst zur Erlassung von Bescheiden befugt ist. 

(2) Als Verfahrensordnung, nach der der Bescheid zu erlassen ist, gilt das Allgemeine 

Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), sofern nicht für die Sache, in der die Aus-

kunft erteilt wird, ein anderes Verfahrensgesetz anzuwenden ist. 

(3) Eine informationspflichtige Stelle, die zur Erlassung von Bescheiden nicht befugt ist, hat 

Anträge im Sinne des Abs. 1 ohne unnötigen Aufschub an die für die Führung der 

Aufsicht oder der sonstigen Kontrolle oder für deren Einrichtung zuständige bescheid-

erlassende Stelle, in sonstigen Fällen an die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren 

Sprengel die informationspflichtige Stelle ihren Sitz hat, weiterzuleiten oder die infor-

mationssuchende Person an diese zu verweisen. 

(4) Über Berufungen entscheidet der Unabhängige Verwaltungssenat im Land Nieder-

österreich. Dies gilt nicht für Bescheide, die im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde 

erlassen werden.  
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§ 14 
Veröffentlichung von Umweltinformationen 

 

(1) Die informationspflichtigen Stellen haben die für ihre Aufgaben maßgeblichen und bei 

ihnen vorhandenen oder für sie bereitgehaltenen Umweltinformationen zur aktiven und 

systematischen Verbreitung in der Öffentlichkeit aufzubereiten. Die Bestimmungen über 

Mitteilungsschranken und Verweigerungsgründe (§ 12) sowie § 11 Abs. 3 sind 

sinngemäß anzuwenden. 

(2) Insbesondere sind folgende Informationen zugänglich zu machen und zu verbreiten: 

1. der Wortlaut völkerrechtlicher Verträge, Übereinkünfte und Vereinbarungen sowie 

gemeinschaftliche und sonstige Rechtsvorschriften über die Umwelt oder mit Bezug 

zur Umwelt; 

2. Pläne und Programme mit Bezug zur Umwelt; 

3. Berichte über die Fortschritte bei der Umsetzung der in Z. 1 und 2 genannten Punkte, 

sofern solche Berichte von den informationspflichtigen Stellen in elektronischer Form 

ausgearbeitet worden sind oder bereitgehalten werden; 

4. Umweltzustandsberichte; 

5. Daten oder Zusammenfassungen von Daten aus der Überwachung von Tätigkeiten, 

die sich auf die Umwelt auswirken oder wahrscheinlich auswirken; 

6. Genehmigungen, die erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben, und Umwelt-

vereinbarungen oder einen Hinweis darauf, wo diese Informationen erhalten oder 

gefunden werden können; 

7. Umweltverträglichkeitsprüfungen und Risikobewertungen betreffend die in § 8 Z. 1 

genannten Umweltbestandteile oder einen Hinweis darauf, wo diese Informationen 

erhalten oder gefunden werden können. 

(3) Die Verbreitung von Umweltinformationen, die in angemessenen Abständen zu aktuali-

sieren sind, soll nach Möglichkeit über elektronische Medien erfolgen. Die unter Ver-

wendung elektronischer Technologien zugänglich gemachten Informationen müssen nicht 

solche Informationen umfassen, die vor Inkrafttreten dieses Abschnittes erhoben 

wurden, es sei denn, sie liegen bereits in elektronischer Form vor. 

(4) Die Anforderungen für die aktive und systematische Verbreitung von Umweltinforma-

tionen sowie für die praktischen Vorkehrungen zur Erleichterung des Informationszu-

ganges (Abs. 6) können durch die Einrichtung von Verknüpfungen zu Internet-Seiten 
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sowie von Umweltinformationsportalen im Internet erfüllt werden, auf denen die zu ver-

breitenden Informationen zu finden sind. 

(5) Wenn die menschliche Gesundheit oder die Umwelt unmittelbar bedroht sind, haben die 

informationspflichtigen Stellen die bei ihnen vorliegenden oder für sie bereitgehaltenen 

Umweltinformationen unverzüglich zu verbreiten, wenn es der betroffenen Öffentlichkeit 

dadurch ermöglicht wird, den drohenden Schaden abzuwenden oder zu begrenzen. Die 

Mitteilungsschranken und Verweigerungsgründe gemäß § 12 sind dabei zu beachten. Es 

spielt keine Rolle, ob die Bedrohung die Folge einer menschlichen Tätigkeit ist oder eine 

natürliche Ursache hat.  

(6) Die informationspflichtigen Stellen haben zur Erfüllung ihrer Mitteilungspflicht (§ 11) 

praktische Vorkehrungen zur Erleichterung des Informationszuganges zu treffen, indem 

sie insbesondere 

1. Organisations- und Geschäftseinteilungspläne – soweit vorhanden – veröffentlichen; 

2. Auskunftspersonen oder Informationsstellen benennen; 

3. Listen und Verzeichnisse betreffend in ihrem Besitz befindliche Umweltinformationen 

führen. 

 

§ 15 
Übermittlungspflicht 

 

Auf Verlangen haben die informationspflichtigen Stellen Umweltinformationen, die durch 

Wahrnehmung landesgesetzlich übertragener Aufgaben im Bereich des Umweltschutzes bei 

ihnen vorhanden sind oder für sie bereitgehalten werden, den Organen des Bundes, der 

Länder oder der Gemeinden zur Wahrnehmung von gesetzlich übertragenen Aufgaben im 

Bereich des Umweltschutzes kostenlos zu übermitteln. 

 

§ 16 
Abgabenbefreiung 

 

Begehren auf Mitteilung von Umweltinformationen und die Mitteilung von Umweltinforma-

tionen nach diesem Abschnitt unterliegen nicht der Pflicht zur Entrichtung von Landes- und 

Gemeindeverwaltungsabgaben. 

 

Abschnitt 3 
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Weiterverwendung von Dokumenten öffentlicher Stellen 
 

§ 17 
Ziel 

 

Ziel dieses Abschnittes ist die Erleichterung der Weiterverwendung von Dokumenten 

öffentlicher Stellen, um dadurch insbesondere die Erstellung neuer Informationsprodukte 

und Informationsdienste zu fördern. 
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§ 18 
Gegenstand und Anwendungsbereich 

 

(1) Dieser Abschnitt regelt den rechtlichen Rahmen für die kommerzielle und nicht kom-

merzielle Weiterverwendung von im Besitz öffentlicher Stellen befindlichen Dokumenten, 

sofern sie diese zur Weiterverwendung bereitstellen. 

(2) Durch diesen Abschnitt werden Rechtsvorschriften, die den Zugang zu Dokumenten 

regeln (Zugangsregeln), datenschutzrechtliche Bestimmungen und gesetzliche Ver-

schwiegenheitspflichten nicht berührt. 

(3) Dieser Abschnitt gilt nicht für Dokumente, 

1. die im Besitz von Bildungs- und Forschungseinrichtungen sind und 

2. die im Besitz kultureller Einrichtungen sind. 

 

§ 19 
Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieses Abschnittes bedeutet: 

1. Öffentliche Stelle: 

a) das Land, 

b) die Gemeinden und die Gemeindeverbände, 

c) durch Landesgesetz zu regelnde Einrichtungen der Selbstverwaltung, 

d) Einrichtungen auf landesgesetzlicher Grundlage wie Stiftungen, Fonds und Anstalten 

sowie sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts, soweit sie  

- zu dem besonderen Zweck gegründet wurden, im Allgemeininteresse liegende 

Aufgaben zu erfüllen, die nicht gewerblicher Art sind, 

- zumindest teilrechtsfähig sind und 

- überwiegend vom Land, von einer Gemeinde, von anderen Einrichtungen auf 

landesgesetzlicher Grundlage oder von sonstigen öffentlichen Stellen im Sinn 

des Art. 2 Z. 1 der Richtlinie 2003/98/EG finanziert werden oder hinsichtlich ihrer 

Leitung der Aufsicht durch diese unterliegen oder deren Verwaltungs-, Leitungs- 

oder Aufsichtsorgan mehrheitlich aus Mitgliedern besteht, die vom Land, von 

einer Gemeinde, von anderen Einrichtungen auf landesgesetzlicher Grundlage 

oder von sonstigen öffentlichen Stellen ernannt worden sind, 
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e) Verbände, die sich überwiegend aus zwei oder mehreren öffentlichen Stellen gemäß 

lit. a bis d zusammensetzen. 

2. Dokument: 

a) jeder Inhalt unabhängig von der Form des Datenträgers (auf Papier oder in elektro-

nischer Form, Ton-, Bild- oder audiovisuelles Material), 

b) ein beliebiger Teil eines solchen Inhaltes. 

3. Dokument, das sich im Besitz einer öffentlichen Stelle befindet: 

Dokument, das zur Weiterverwendung bereitzustellen die öffentliche Stelle berechtigt ist. 

4. Weiterverwendung: 

die Nutzung von Dokumenten, die im Besitz öffentlicher Stellen sind, durch Rechtsträger 

für kommerzielle und nichtkommerzielle Zwecke, die sich von dem ursprünglichen Zweck 

des öffentlichen Auftrags, in dessen Rahmen die Dokumente erstellt wurden, 

unterscheiden. Der Austausch von Dokumenten zwischen öffentlichen Stellen im Sinne 

des Art. 2 Z. 1 der Richtlinie 2003/98/EG ausschließlich im Rahmen der Erfüllung ihres 

öffentlichen Auftrags stellt keine Weiterverwendung dar. 

 

§ 20 
Allgemeiner Grundsatz 

 

(1) Werden Dokumente öffentlicher Stellen für die Weiterverwendung rechtmäßig zugänglich 

gemacht, hat gegenüber der öffentlichen Stelle jeder das Recht auf Weiterverwendung 

der Dokumente in nicht diskriminierender Weise nach Maßgabe der Bestimmungen 

dieses Abschnittes. 

(2) Abs. 1 begründet keine eigenständige Zugangsregelung zu Dokumenten öffentlicher 

Stellen. Diese werden durch Abs. 1 nicht verpflichtet, die Weiterverwendung öffentlicher 

Dokumente grundsätzlich zu gestatten. 

(3) Kein Recht auf Weiterverwendung nach Abs. 1 besteht bei Dokumenten, 

1. deren Erstellung nicht unter den öffentlichen Auftrag der betreffenden öffentlichen 

Stelle fällt, 

2. die, insbesondere aus Gründen der nationalen Sicherheit, der umfassenden Lan-

desverteidigung, der öffentlichen Sicherheit oder weil sie Geschäfts- oder Betriebs-

geheimnisse enthalten oder sonst der Vertraulichkeit unterliegen, nicht zugänglich 

sind, 

3. die nur bei Nachweis eines besonderen Interesses zugänglich sind, 



- 15 - 

4. die geistiges Eigentum Dritter sind und 

5. die von gewerblichen Schutzrechten erfasst werden. 

 

§ 21 
Begehren auf Weiterverwendung 

 

(1) Begehren auf Weiterverwendung von Dokumenten sind schriftlich bei der öffentlichen 

Stelle, in deren Besitz sich das Dokument befindet, zu stellen. Dies kann in jeder tech-

nischen Form geschehen, die die öffentliche Stelle zu empfangen in der Lage ist. 

(2) Geht aus dem Begehren auf Weiterverwendung der Inhalt, der Umfang oder die Art und 

Weise der Weiterverwendung der begehrten Dokumente nicht ausreichend klar hervor, 

so hat die öffentliche Stelle die einschreitende Person unverzüglich aufzufordern, das 

Begehren innerhalb einer zwei Wochen nicht übersteigenden Frist schriftlich zu 

präzisieren. Wird der Aufforderung zur Präzisierung fristgerecht nachgekommen, beginnt 

die Frist gemäß Abs. 3 nach Einlangen erneut zu laufen. Andernfalls gilt das Begehren 

als nicht gestellt. 

(3) Die öffentliche Stelle hat das Begehren in der Frist, die für die Bearbeitung von Begeh-

ren auf Zugang zu Dokumenten nach den geltenden Zugangsregelungen einzuhalten ist, 

oder wenn keine solche Frist festgelegt ist, binnen vier Wochen nach Einlangen des 

Begehrens zu bearbeiten und unter Hinweis auf die Rechtsschutzmöglichkeiten 

1. die begehrten Dokumente zur Gänze zur Weiterverwendung bereitzustellen oder 

2. die begehrten Dokumente teilweise zur Weiterverwendung bereitzustellen und der 

einschreitenden Person schriftlich unter Angabe der Gründe mitzuteilen, dass dem 

Begehren teilweise nicht entsprochen wird oder 

3. ein endgültiges Vertragsangebot zu unterbreiten, falls für die Weiterverwendung der 

begehrten Dokumente die Vereinbarung von Bedingungen gemäß § 24 erforderlich 

ist oder 

4. der einschreitenden Person schriftlich unter Angabe der Gründe mitzuteilen, dass 

dem Begehren nicht entsprochen wird. 

(4) Stützt sich die ablehnende Mitteilung (Abs. 3 Z. 2 und Z. 4) darauf, dass das begehrte 

Dokument geistiges Eigentum Dritter ist, so hat die öffentliche Stelle auch auf den ihr 

bekannten Inhaber der Rechte oder ersatzweise auf denjenigen zu verweisen, von dem 

sie das betreffende Material erhalten hat. 
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(5) Bei umfangreichen und komplexen Begehren kann die in Abs. 3 genannte Frist um vier 

Wochen verlängert werden. In diesem Fall ist die einschreitende Person von der 

Verlängerung der Frist sobald wie möglich, spätestens aber binnen drei Wochen ab 

Einlangen des Begehrens, zu verständigen. 

(6) Für die Bearbeitung von Begehren auf Weiterverwendung, die Bereitstellung der Doku-

mente und gegebenenfalls für die Unterbreitung eines endgültigen Lizenzangebotes 

haben sich die öffentlichen Stellen soweit möglich und sinnvoll elektronischer Mittel zu 

bedienen. 

 

§ 22 
Verfügbare Formate 

 

(1) Soweit öffentliche Stellen die Weiterverwendung der in ihrem Besitz befindlichen 

Dokumente genehmigen, haben sie diese in allen vorhandenen Formaten oder Sprachen 

soweit möglich und sinnvoll in elektronischer Form bereitzustellen. Öffentliche Stellen 

sind auf Grundlage dieses Abschnittes nicht verpflichtet, Dokumente im Hinblick auf 

deren Weiterverwendung neu zu erstellen, anzupassen oder weiterzuentwickeln. 

(2) Werden Auszüge aus Dokumenten begehrt, so müssen diese dann nicht bereitgestellt 

werden, wenn dies mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist, der über eine 

einfache Handhabung hinausgeht. 

(3) Öffentliche Stellen sind nicht verpflichtet, die Erstellung von Dokumenten bestimmter Art 

im Hinblick auf die Weiterverwendung solcher Dokumente fortzusetzen. 

 

§ 23 
Entgelte 

 

(1) Sofern öffentliche Stellen für die Weiterverwendung der in ihrem Besitz befindlichen 

Dokumente Entgelte einheben, dürfen die Gesamteinnahmen aus der Bereitstellung von 

Dokumenten oder der Genehmigung ihrer Weiterverwendung die Kosten ihrer 

Erfassung, Erstellung, Reproduktion und Verbreitung zuzüglich einer angemessenen 

Gewinnspanne nicht übersteigen. 

(2) Die Entgelte haben sich an den Kosten des entsprechenden Abrechnungszeitraumes zu 

orientieren und sind unter Bedachtnahme auf die für die betreffenden öffentlichen Stellen 

geltenden Buchführungsgrundsätze zu berechnen. 
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§ 24 
Lizenzen 

 

(1) Öffentliche Stellen können Bedingungen für die Weiterverwendung der in ihrem Besitz 

befindlichen Dokumente in einem Vertrag festlegen, in welchem die wesentlichen Fragen 

der Weiterverwendung geregelt werden. 

(2) Die Bedingungen gemäß Abs. 1 dürfen die Möglichkeiten der Weiterverwendung der 

begehrten Dokumente nicht unnötig einschränken und keine Behinderung des Wettbe-

werbs bewirken. 

 

§ 25 
Transparenz 

 

(1) Die für die Weiterverwendung von Dokumenten geltenden Bedingungen und Entgelte 

sind von den öffentlichen Stellen im Voraus festzulegen und in geeigneter Weise – so-

weit möglich und sinnvoll im Internet – zu veröffentlichen. 

(2) Auf Anfrage haben die öffentlichen Stellen die Berechnungsgrundlage für die ver-

öffentlichten Entgelte sowie die Faktoren anzugeben, die bei der Berechnung der Ent-

gelte in atypischen Fällen berücksichtigt werden. 

(3) Öffentliche Stellen haben praktische Vorkehrungen zur Erleichterung des Zuganges 

hinsichtlich jener Dokumente, die zur Weiterverwendung genehmigt sind, zu treffen, 

indem sie etwa Listen und Verzeichnisse über die wichtigsten in ihrem Besitz befindli-

chen, einer Weiterverwendung zugänglichen Dokumente führen und diese in geeigneter 

Weise – nach Möglichkeit im Internet – veröffentlichen. 

 

§ 26 
Nichtdiskriminierung 

 

(1) Die Entgelte und sonstigen Bedingungen für die Weiterverwendung von Dokumenten, die 

sich im Besitz von öffentlichen Stellen befinden, haben für vergleichbare Kategorien der 

Weiterverwendung nicht diskriminierend zu sein. 

(2) Werden Dokumente, die sich im Besitz öffentlicher Stellen befinden, von diesen als 

Ausgangsmaterial für eigene Geschäftstätigkeiten, die nicht unter ihren öffentlichen 

Auftrag fallen, weiterverwendet, so gelten für die Bereitstellung der Dokumente für 

diese Tätigkeiten dieselben Entgelte und sonstigen Bedingungen wie für andere Nutzer. 
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(3) Sind im Besitz von öffentlichen Stellen befindliche Dokumente zur Weiterverwendung 

verfügbar, hat diese allen potenziellen Marktteilnehmern offen zu stehen, selbst wenn 

diese Dokumente bereits von einem oder mehreren Marktteilnehmern als Grundlage für 

Mehrwertprodukte genutzt werden. 

 

§ 27 
Verbot von Ausschließlichkeitsvereinbarungen 

 

(1) Verträge oder sonstige Vereinbarungen zwischen öffentlichen Stellen und Dritten, wel-

che ausschließliche Rechte hinsichtlich der Weiterverwendung der in den Geltungsbe-

reich dieses Gesetzes fallenden Dokumente festlegen (Ausschließlichkeitsvereinba-

rungen), sind unzulässig. 

(2) Abs. 1 gilt nicht, wenn für die Bereitstellung eines Dienstes im öffentlichen Interesse die 

Einräumung eines ausschließlichen Rechtes erforderlich ist. Der Grund für eine solche 

Ausschließlichkeitsvereinbarung ist regelmäßig, mindestens jedoch alle drei Jahre, zu 

überprüfen. In die Ausschließlichkeitsvereinbarung ist jedenfalls eine Bestimmung 

aufzunehmen, die der öffentlichen Stelle dann ein besonderes Kündigungsrecht sichert, 

wenn die regelmäßige Überprüfung ergibt, dass der die Ausschließlichkeitsvereinbarung 

rechtfertigende Grund nicht mehr vorliegt. Die nach dem 31. Dezember 2003 

getroffenen Ausschließlichkeitsvereinbarungen müssen transparent sein und sind in 

geeigneter Weise – nach Möglichkeit im Internet – öffentlich bekannt zu machen. 

(3) Bestehende Ausschließlichkeitsvereinbarungen, die nicht unter die Ausnahmen des 

Abs. 2 fallen, enden mit Vertragsablauf bzw. gelten mit Ablauf des 31. Dezember 2008 

als aufgelöst. 

 

§ 28 
Verweigerung der Weiterverwendung durch Bescheid 

 

(1) Wenn einem Begehren auf Weiterverwendung von Dokumenten nicht oder nicht voll-

ständig entsprochen wird, kann die einschreitende Person verlangen, dass darüber ein 

Bescheid erlassen wird. 

(2) Ein Antrag auf Bescheiderlassung muss spätestens zwei Wochen nach Kenntnis der 

nach Ansicht der einschreitenden Personen nicht entsprechenden Weitergabe schriftlich 
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gestellt werden. Dem Antrag ist eine Kopie des schriftlichen Begehrens auf Weiter-

verwendung von Dokumenten anzuschließen. 

(3) Innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Einlangen des Antrages auf Bescheider-

lassung kann die Weitergabe des Dokuments nachgeholt werden. In diesem Fall ist der 

Antrag auf Bescheiderlassung abzuweisen. 

(4) Die öffentliche Stelle hat über den Antrag nach Abs. 1 ohne unnötigen Aufschub, spä-

testens aber vier Wochen nach Einlangen des Antrages den Bescheid zu erlassen. 

(5) Zur Erlassung des Bescheides, mit dem die Weitergabe von Dokumenten verweigert 

wird, ist bei Dokumenten im Besitz der  

 

 öffentlichen Stelle      zuständig: 

 

1. Amt der Landesregierung    Amt der NÖ Landesregierung als  

        als Behörde 

 

2. Bezirkshauptmannschaft    die Bezirkshauptmannschaft 

 

3. Magistrat einer Stadt    der Magistrat 

 mit eigenem Statut 

 

4. Gemeinde oder     das für die jeweilige Sache 

  Gemeindeverband     zuständige Organ 

 

5. Selbstverwaltungskörper    das nach der Organisations- 

        vorschrift für die Geschäfts- 

        führung allgemein zuständige 

        Organ als Behörde 

 

6. in allen übrigen Fällen    die Organisationseinheit als 

       Behörde. 
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(6) Als Verfahrensordnung, nach der der Bescheid zu erlassen ist, gilt das Allgemeine 

Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), sofern nicht für die Sache, in der die Aus-

kunft erteilt wird, ein anderes Verfahrensgesetz anzuwenden ist. 
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§ 29 
Feststellung mit Bescheid (Lizenzen) 

 

(1) Entspricht ein verbindliches Vertragsangebot (Lizenz) nach Ansicht der einschreitenden 

Person nicht diesem Gesetz, so hat sie dies der öffentlichen Stelle innerhalb der für die 

Annahme des Vertragsangebotes bestimmten Frist mitzuteilen. 

(2) Ändert die öffentliche Stelle das Vertragsangebot in der in § 21 Abs. 3 angegebenen 

Frist nicht im Sinne der Mitteilung nach Abs. 1, kann die einschreitende Person die 

Feststellung durch Bescheid beantragen, ob das Vertragsangebot oder Teile davon 

diesem Abschnitt entsprechen. 

(3) § 28 Abs. 4 bis Abs. 6 gelten sinngemäß. 

 

§ 30 
Rechtsschutz 

 

(1) Gegen Bescheide kann Berufung an den Unabhängigen Verwaltungssenat im Land 

Niederösterreich erhoben werden. Dies gilt nicht für Bescheide, die im eigenen Wir-

kungsbereich der Gemeinde erlassen werden. 

(2) In Verwaltungsverfahren nach diesem Abschnitt ist die öffentliche Stelle Partei und be-

rechtigt, Rechtsmittel zu ergreifen sowie Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu 

erheben.“ 

 

8. Dem § 31 (neu) wird folgende Abschnittsbezeichnung vorangestellt: 

 

„Abschnitt 4 
Gemeinsame Bestimmungen“ 

 

9. Der Text des § 33 (neu) lautet: 

„Dieses Gesetz setzt folgende Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft 

um: 

1. Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 28. Jänner 

2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der 

Richtlinie 90/313/EWG des Rates, ABl. Nr. L 41 vom 14. Februar 2003, S. 26. 
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2. Richtlinie 2003/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. November 

2003 über die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors, ABl. 

Nr. L 345 vom 31. Dezember 2003, S. 90.“ 

 

Artikel II 
 

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens von Artikel I anhängigen Verwaltungsverfahren über die 

Verweigerung des freien Zuganges zu Umweltinformationen sind nach den bisher geltenden 

Rechtsvorschriften weiterzuführen.  

 

 


